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1950 - GBl. S. 163) festzustellen, für welche im § 1 
genannten Personen die vorgesehenen Vorzugsbe­
dingungen in Betracht kommen.

(2) Nach genauer Prüfung der wirtschaftlichen 
Lage dieser Neubauern-Umsiedler hat der Bürger­
meister dem Rat des Kreises spätestens bis zum
1. Dezember 1950 einen Vorschlag vorzulegen, aus 
dem die Personen und die Höhe der vorgeschlagenen 
Vergünstigungen zu entnehmen sind. Das Ministe­
rium für Handel und Versorgung der Deutschen 
Demokratischen Republik hat einen einheitlichen 
Vordruck für diese Vorschläge herauszugeben.

(3) Der Rat des Kreises überprüft den Vorschlag 
der Gemeinden und entscheidet bis zum 15. Dezem­
ber 1950 über die Höhe der Herabsetzung des Pflicht­
ablieferungssolls in den Jahren 1951 und 1952.

§ 3
(1) Die Räte der Kreise haben ihre Entscheidung 

den Neubauern-Umsiedlern spätestens bis zum 20. 
Dezember 1950 gegen Quittung auszuhändigen.

(2) Die' Neubauern-Umsiedler können gegen die 
Entscheidung der Räte der Kreise binnen 10 Tagen 
Beschwerde erheben, über die das zuständige Mini­
sterium für Handel und Versorgung des Landes 
binnen 15 Tagen nach Eingang der Beschwerde end­
gültig zu entscheiden hat.

§ 4
Die Hauptabteilungen Erfassung und Aufkauf des 

Ministeriums für Handel und Versorgung der Län­
der haben dem Ministerium für Handel und Ver­
sorgung der Deutschen Demokratischen Republik, 
Hauptabteilung Erfassung und Aufkauf, bis zum
25. Januar 1951 eine Nachweisung über die in dem 
Lande bewilligten Vergünstigungen vorzulegen.

Zu § 6 des Gesetzes:
§ 5

(1) Mit Neubauern-Umsiedlern, die nicht über aus­
reichende Anspannung verfügen und ungenügend 
mit landwirtschaftlichen Geräten versehen sind, hat 
die zuständige Maschinen-Аusleih-Station in jedem 
Falle bevorzugt Arbeitsverträge abzuschließen.

(2) Für diese Neubauern-Umsiedler findet der im 
§ 17 der Anordnung vom 9. März 1949 über die Ver­
besserung der Arbeit der Maschinen-Ausleih-Sta- 
tionen und Erweiterung der Hilfe für die Bauern mit 
Traktoren und landwirtschaftlichen Maschinen 
(ZVOB1. S. 145) bestätigte differenzierte Gebühren­
tarif Anwendung, und zwar die Ermäßigung von 
30% auf den Grundtarif für Benutzung der Trak­
toren und landwirtschaftlichen Maschinen.

(3) Von der Verwaltung der Maschinen-Ausleih- 
Stationen ist eine entsprechende Anweisung an die 
Masehinen-Ausleih-Stationen herauszugeben, die die 
Durchführung der im Abs. 1 und Abs. 2 genannten 
Maßnahmen sichert.

Zu § 8 des Gesetzes:
§ 6

Kredite zu ermäßigtem Zinssatz werden an Um­
siedler-Handwerker gewährt zum Auf- und Ausbau 
einer selbständigen Existenz, und zwar für die Er­

stellung von Bauten und Umbauten, Anschaffung 
von Maschinen, Werkzeugen, Einrichtungen, Roh- 
und Hilfsstoffen.

§ 7
Der Kredit wird zu einem Vorzugszinssatz von 

3% jährlich einschl. aller Kredit- und sonstigen Pro­
visionen gegeben.

§ 8
(1) Die Kredite sind auf besonderen Vordrucken 

gemäß Anlage 1 bei der zuständigen Gemeindever­
waltung zu beantragen. Die zuständige Handwerks­
kammer prüft die Kreditberechtigung im Hinblick 
auf den im § 6 festgelegten Verwendungszweck. Die 
Gemeindeverwaltung stellt die Umsiedlereigen­
schaft fest.

(2) Die Gemeinde bewilligt den Kredit und stellt 
den Kreditberechtigungsschein gemäß Anlage 2 in 
doppelter Ausfertigung aus. Ein Exemplar erhält 
die für den Kreditnehmer örtlich zuständige Spar­
kasse.

(3) Bei Ablehnung des Kreditantrages steht dem 
Antragsteller das Einspruchsrecht bei der Kreisver­
waltung und danach bei der Landesregierung zu.

§ 9
Der Kreditberechtigungsschein ist auf den Namen 

des Umsiedler-Handwerkers auszustellen. Er ist 
nicht übertragbar, seine Gültigkeit erlischt ein Jahr 
nach seiner Ausstellung.

§ 10
(1) Der Kreditberechtigungsschein ist von dem 

Kreditnehmer zusammen mit den unquittierten 
Rechnungen der kreditgewährenden Sparkasse, die 
den Überweisungsauftrag entgegenzunehmen hat, 
vorzulegeh. Die Sparkasse trägt die Rechnungsbe­
träge auf dem Kreditberechtigungsschein ein und 
überweist die Beträge an die Verkäufer.

(2) Die Sparkasse ist verpflichtet, die Ordnungs­
mäßigkeit des Kreditberechtigungsscheines zu prü­
fen und die Ausführung der Überweisungen auf dem 
Kreditberechtigungsschein und auf den Rechnungen 
zu bescheinigen.

§ H
Die Rückzahlung des Kredites erfolgt in den von 

der Gemeinde im Einvernehmen mit dem Kredit­
nehmer festgesetzten Raten; sie beginnt einen Mo­
nat nach der ersten Kreditinanspruchnahme.

§ 12
Bis zur Tilgung des Kredites werden die mit Mit­

teln des Kredites erworbenen Gegenstände treu­
händerisches Eigentum der Sparkasse.

§ 13
Die Sparkassen haben monatlich über die Ministe­

rien der Finanzen der Länder dem Ministerium der 
Finanzen der Deutschen Demokratischen Republik 
die Anzahl und Höhe der in Anspruch genommenen 
Kredite nach dem Stande des letzten Tages des vor­
angegangenen Monats jeweils bis zum 10. des nach­
folgenden Monats zu melden.

§ 14
Die Zinsdifferenz für die Kredite zwischen dem 

im § 7 genannten Satz und dem Normalsatz wird 
den Sparkassen auf Grund jährlicher Anforderun­
gen durch die Haushalte der Länder erstattet.


